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Immer noch: Mehr Beachtung
der Umsiedlerarbeit!

Während in der amerikanischen Besat­
zungszone 3,2 Millionen Umsiedler oder 
18 Prozent der Gesamtbevölkerung, in der 
britiscnen Besatzungszone 3,8 Millionen 
Umsiedler oder 16 Prozent der Gesamt­
bevölkerung und in der französischen Be­
satzungszone nur 157 000 Umsiedler, das 
sind 3 Prozent der Gesamtbevölkerung 
leben, hat die sowjetische Besatzungszone 
4,3 Millionen Umsiedler, das sind 2 4,2 
P r o z e n t i h r e r G e s a m t b e v ö l k e -  
r u n g ,  aufgenommen.

Diese Zahlen zeigen die Bedeutung, die der 
Umsiedlerarbeit zukommt. Es geht um nicht 
mehr und nicht weniger als um die Frage, 
ob über vier Millionen Menschen, die unter 
uns leben, mit unserer Hilfe in ihrer neuen 
Heimat Wurzeln fassen und aktiv unseren 
Aufbau unterstützen, oder ob sie eine unzu­
friedene, geschlossene Gruppe bilden, die 
den Einflüsterungen unserer Gegner ihr Ohr 
leihen, Träger der Kriegs- und Revisions­
propaganda sind und ein Leben abseits von 
unserer gesellschaftlichen Entwicklung 
führen.

Mit Aufklärungskampagnen allein ist es 
nicht getan. Voraussetzung dafür, daß 
unsere ideologische Arbeit unter den Um­
siedlern Erfolg hat, ist die Schaffung men­
schenwürdiger Tebensverhältnisse für alle.

Geschieht das nicht bereits? Diese Frage 
kann man nicht mit Ja beantworten. Gewiß 
ist bereits viel getan worden; unsere Neu­
bürger sind nicht nur gesetzlich den Alt­
bürgern völlig gleichgestellt, sondern Par­
tei und Verwaltung haben sich auch durch 
viele praktische Maßnahmen der Umsiedler 
angenommen, mit dem Erfolg, daß ihre Lage 
bei uns heute grundsätzlich besser als im 
Westen ist.

Trotzdem läßt sich noch vieles tun und 
muß noch viel getan werden, bevor man 
davon reden kann, daß das Umsiedlerpro­
blem bei uns gelöst ist. Es ist klar, daß es 
nicht möglich ist, diesen Menschen in weni­
gen Jahren das zu ersetzen, was sie ver­
loren haben und ihre Lage in allen Punk­
ten der der alteingesessenen Bevölkerung 
gleichzustellen. Was wir aber tun können, 
um die Lage der Umsiedler zu verbessern, 
das ist weit mehr, als an vielen Stellen ge­
tan wurde, wo Bürokratismus, Bequemlich­
keit, örtlicher Egoismus und Kurzsichtig­
keit die Umsiedler mit ihren Sorgen oft wie 
an einer Mauer abprallen lassen.

Was soll man z. B. zu folgendem Fall 
sagen?

Eine Frau St. aus Eilsleben schrieb am 
16. Juli 1949 an den Genossen Pieck:

„Wir wurden mit sieben Personen in 
einen Raum gesteckt. Die sieben Per­
sonen sind meine 63jährige Mutter, meine 
40 jährige Schwester, deren 19 jährige 
Tochter und 14jähriger Sohn sowie meine 
12- und 7jährigen Töchter und ich selbst. 
Zweieinhalb Jahre hausen wir sieben Per­
sonen in diesem einen Raum ohne jede 
Abstellmöglichkeit.**

Nach einigen Schreiben der Abteilung 
Staatliche Verwaltung des Parteivorstan­
des an den Landesvorstand Sachsen-Anhalt 
und an den Rat der Stadt Eilsleben wurde 
dann dieser Zustand endlich geändert, und

Frau St. konnte am 25. September 1949 an 
das Politbüro unserer Partei schreiben:

„Will Ihnen mitteilen, daß ich am 1. Sep­
tember eine andere Wohnung bekommen 
habe. Ich möchte Ihnen hiermit meinen 
allerherzlichstenDank aussprechen, denn 
o h n e  I h r  Z u t u n  h ä t t e  i c h n o c h  
k e i n e  a n d e r e  W o h n u n g . * *

Am 3. September teilte auch der Landes­
vorstand mit, daß der Fall St., Eilsleben, 
geregelt wurde.

Zweifellos hätten die zuständigen Stellen 
in Eilsleben der Familie St. bereits früher 
helfen können, wenn sie ernsthaft an diese 
Frage herangegangen wären. Mußte hier 
erst der Parteivorstand eingreifen? Hätten 
die Genossen in der Ortsgruppenleitung und 
Stadtverwaltung von Eilsleben nicht von 
sich aus veranlassen können, daß die vor­
handenen Möglichkeiten ausgenutzt wur­
den, um solche unhaltbaren Zustände abzu­
ändern?

Das ist nur ein Beispiel für viele ähn­
liche, die in Briefen an die Parteivor­
sitzenden, an Genossen Ulbricht und an­
dere Genossen des Politbüros geschildert 
werden. Nicht immer handelt es sich um 
die Verbesserung von Wohnverhältnissen. 
Ein anderer Mangel ist die Tatsache, daß 
Umsiedler in Arbeitsstellen untergebracht 
werden, die nicht ihren Fähigkeiten oder 
ihrem körperlichen Zustand entsprechen.

Dem Umsiedler Helmut Becker, Schmal­
kalden, z. B. wurde vom Arbeitsamt eine 
schwere körperliche Arbeit vermittelt, ob­
wohl er eine qualifizierte kaufmännische 
Kraft ist und sich in einem äußerst schwa­
chen gesundheitlichen Zustand befindet. 
Seine Einwendungen fruchteten nichts? es 
bedurfte des Eingreifens der Abteilung 
Staatliche Verwaltung beim Parteivorstand 
in Berlin, um ihm zu einem geeigneten Ar­
beitsplatz im Konsum zu verhelfen.

Der Umsiedler Paul Michael in Gernrode 
(Harz) ist qualifizierter Radiomechaniker 
und hat in Gemrode keine Möglichkeit, in 
seinem Beruf zu arbeiten. Alle seine Be­
mühungen, an einen geeigneten Arbeits­
platz auswärts vermittelt zu werden, schei­
tern an der Schwerfälligkeit der zuständi­
gen Stellen.

In manchen Betrieben und Orten besteht 
die Neigung, Umsiedler ohne Rücksicht auf 
ihr fachliches Können zunächst mit un­
qualifizierten Hilfsarbeiten zu beschäftigen 
— teils aus Bequemlichkeit, teils aus einer 
falschen Einstellung gegenüber den „Neu­
lingen".

Sind sich die Stellen, die so arbeiten, 
darüber klar, daß sie damit gegen die Inter­
essen des Volkes, gegen den Zweijahrplan 
handeln? Denken die Genossen, die so 
etwas zulassen oder gar mitmachen, auch 
daran, daß sie damit in einem wichtigen 
Punkt gegen die Politik unserer Partei han­
deln?

Auch die soziale Fürsorge für die Um­
siedler wird nicht immer mit der nötigen 
Gewissenhaftigkeit gehandhabt. Am 18. Juli 
1949 bittet z. B. Frau G. aus Prehna (Kreis 
Altenburg) den Parteivorstand um Aus­
kunft (!), ob auch Umsiedler, die vor dem

1. Januar 1949 eintrafen, Zusatzpunkte für 
Textilwaren erhalten > könnten. Ihr wurde 
mitgeteilt, daß dies möglich sei und daß 
sie sich mit einem entsprechenden Antrag 
an die Sozialkommission ihres Ortes wen­
den solle. Das tat sie dann auch; ihr An­
trag wurde von der Sozialkommission be­
fürwortet — und landete prompt wieder 
bei uns, statt beim zuständigen Sozialamt 
des Kreises. Die Sozialkommission hatte es 
offenbar nicht für nötig befunden, Frau B. 
über den weiter einzuschlagenden Weg auf­
zuklären. Solche Gedankenlosigkeiten füh­
ren dazu, daß unsere Umsiedler von Stelle 
zu Stelle irren, daß sie entmutigt werden 
und sich ausgeschlossen fühlen.

Ist es wirklich so schwer, sich in die 
Lage dieser Menschen zu versetzen und sie 
wohlwollend, sorgfältig und eingehend zu 
beraten? Das ist doch das wenigste, was 
sie verlangen können.

Daß selbst in dieser schwierigen Frage 
noch viel getan werden kann, beweist das 
Beispiel des SED-Landesvorstandes Sach­
sen, der im Juli 1949 gemeinsam mit der 
Landesregierung und dem Block einen Plan 
zur Kontrolle der Wohnraumverteilung aus­
arbeitete. In den Kommissionen, die zur 
Durchführung der DWK-Anordnung „Ver­
besserung der Wohnraumregelung für Um­
siedler und Werktätige** gebildet wurden, 
waren Vertreter aller demokratischen Par­
teien und Organisationen vertreten. Die 
Kontrolle wurde in allen Kreisen durchge­
führt, und in einer ganzen Reihe von Ge­
meinden wurden Stichproben gemacht. Im 
Zuge dieser Aktion wurde eine Verbesse­
rung der Wohnverhältnisse bei 9778 Um­
siedlerfamilien und 8175 anderen Werktäti­
gen durchgeführt.

In ähnlicher Weise sollte in jedem Kreis 
und in jedem Ort eine gründliche Über­
prüfung durchgeführt werden, deren Ergeb­
nisse dann aber auch eine praktische Aus­
wertung erfahren müssen.

Worum geht es also jetzt? Es geht dar­
um, Schluß zu machen mit jeder formalisti­
schen bürokratischen, gedankenlosen Be­
handlung des „Umsiedlerproblems". Es geht 
darum, sich lebendig und verantwortungs­
bewußt mit den Sorgen der Umsiedler — in 
jedem einzelnen Falle! — zu befassen und 
dafür zu sorgen, daß alle gegebenen Mög­
lichkeiten zu einer wirklichen Hilfe wahr­
genommen werden.

Alle Genossen unserer Partei, besonders 
unsere Genossen Landräte, Bürgermeister 
und die Genossen in den Verwaltungen 
müssen mehr als bisher operativ an der 
Lösung dieser Fragen arbeiten.

Es ist notwendig, zu neuen operativen 
Arbeitsmethoden zu kommen und eine 
wirkliche Hilfe und Anleitung zu geben. 
Die Landes- und Kreisvorstände sollten 
sich darum kümmern, daß nach einem fest­
zulegenden Plan die Lage der Umsiedler 
in ihrem Gebiet überprüft und durch Hilfe 
und Anleitung an Ort und Stelle in Verbind 
dung mit den Verwaltungsstellen für die 
ständige Verbesserung der Lage der Um­
siedler gesorgt wird.

Diese Aufklärungsarbeit kann nur an 
Ort und Stelle und nicht am Schreibtisch 
geleistet werden. Sie kann auch nicht durch 
Herausgabe von Rundschreiben, sondern 
nur in Versammlungen und Diskussionen 
und durch Hilfe und Anleitung unserer 
Grundeinheiten, besonders der Verwal­
tungsbetriebsgruppen so durchgeführt wer­
den, daß tatsächlich eine wirksame und 
umfassende Lösung des „Umsiedlerpro­
blems" das Ergebnis ist.


